
Die Regierung  
des Kantons Graubünden 

La Regenza 
dal chantun Grischun 

Il Governo 
del Cantone dei Grigioni 

 

 

 

Sitzung vom  Mitgeteilt den Protokoll Nr. 

 24. August 2020 31. August 2020 

 
 

695 

 
 

 

 

Anfrage Grass 

 

betreffend Neuerungen im Umgang von Mist auf dem Feld 

 

Antwort der Regierung 

 

Gemäss Art. 6 des Bundesgesetzes über den Schutz der Gewässer (GSchG; SR 

814.20) ist es untersagt, Stoffe, die Wasser verunreinigen können, in ein Gewässer 

einzubringen oder sie versickern zu lassen. Weiter ist es auch untersagt, solche 

Stoffe ausserhalb eines Gewässers abzulagern oder auszubringen, sofern dadurch 

die konkrete Gefahr einer Verunreinigung des Wassers entsteht. Die Aufgaben wa-

ren bisher in zwei Weisungen des Amts für Landwirtschaft und Geoinformation (ALG) 

und des Amts für Natur und Umwelt festgehalten. Im Jahr 2012 erliessen die Bun-

desämter für Umwelt (BAFU) und für Landwirtschaft (BLW) die Vollzugshilfen "Bauli-

cher Umweltschutz in der Landwirtschaft" und "Nährstoffe und Verwendung von Dün-

gern in der Landwirtschaft". Seitens des Kantons wurde per 1. Januar 2020 eine Ver-

ordnung über den Gewässerschutz in der Landwirtschaft (KGSchVL; BR 910.150) er-

lassen und eine Vollzugshilfe "Gewässerschutz in der Landwirtschaft Graubünden" 

ausgearbeitet. Diese enthalten die für Graubünden wesentlichen, soweit möglich auf 

die speziellen kantonalen Verhältnisse angepassten Punkte aus den beiden Voll-

zugshilfen des Bundes und konkretisieren deren Anwendung anschaulich. Sie bilden 

grundsätzlich die bisherige Praxis ab. Gemäss Bund ist die Zwischenlagerung von 

Mist auf dem Feld, die so genannte Feldmiete, grundsätzlich nicht erlaubt. Eine Zwi-

schenlagerung kann aber aus Gründen des Betriebsablaufs für maximal sechs Wo-

chen bis zum Verteilen des Mistes auf der düngbaren Nutzfläche erfolgen, wenn 

dadurch keine konkrete Gefahr einer Gewässerverschmutzung entsteht. Die Feld-

mieten sind nicht Teil der Lagerbilanz des Betriebs und durften auch bisher nicht an 

das benötigte Lagervolumen angerechnet werden. In der KGSchVL wurde die kurz-

zeitige Zwischenlagerung mit Zustimmung des BAFU auf maximal acht Wochen er-

höht, um den besonderen klimatischen Bedingungen des Berggebiets besser Rech-

nung zu tragen.  

Der Gewässerschutz in der Landwirtschaft ist seit mehreren Jahren ein Thema und 

wurde sowohl durch den landwirtschaftlichen Beratungsdienst als auch durch die 

Vollzugsstelle wiederholt kommuniziert. Seit dem Jahr 2015 werden systematisch 

Dichtigkeitsprüfungen auf den Betrieben durchgeführt und die Lagerbilanz berechnet. 

Über dieses den ganzen Kanton umfassende Projekt wurde mehrfach berichtet. Bis-

her wurden mit 1700 Betrieben rund drei Viertel aller in der ersten Phase zu prüfen-

den Ganzjahres- und Sömmerungsbetriebe bereits kontrolliert und bei fehlendem La-

gervolumen unabhängig vom Inkrafttreten der KGSchVL bauliche oder betriebliche 
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Massnahmen angeordnet. Die Regierung ist sich bewusst, dass Betriebe, welche die 

gestellten Anforderungen nicht erfüllen, in einen Engpass geraten können und für 

bauliche Massnahmen entsprechend Zeit benötigen. Der landwirtschaftliche Bera-

tungsdienst wie auch das ALG stehen den Betrieben beratend zur Verfügung. Die 

grundlegenden Vorschriften für eine ordentliche Bewirtschaftung von Feldmieten wer-

den jedoch als bekannt vorausgesetzt und deren Umsetzung in Eigenverantwortung 

den Betrieben überlassen. Mit der Mitteilung, dass die Kriterien für den ordentlichen 

Betrieb von Feldmieten explizit ab dem 1. August 2020 gelten, wurden die Betriebe 

noch einmal auf die Vorschriften aufmerksam gemacht und eine individuelle Umstel-

lung innert einer angemessenen Frist ermöglicht. Die seit der Inkraftsetzung gemach-

ten Erfahrungen haben gezeigt, dass meist rasch Lösungen gefunden werden. Zahl-

reiche Rückmeldungen von Landwirten zeigen zudem, dass die Regelungen gerade 

im Gewässerschutz auch auf Zustimmung stossen. 

Zu Frage 1: Die KGSchVL basiert unter anderem auf den Vollzughilfen des Bundes, 

die seit 2012 bestehen. Mit der KGSchVL werden die bekannten Grundsätze und 

übergeordneten Vorgaben zum Schutz der Gewässer nur konkretisiert. Es bestehen 

zudem verschiedene Möglichkeiten, den Vorschriften gerecht zu werden (s. Frage 2). 

Es ist deshalb nicht angebracht, das Inkrafttreten zu korrigieren. 

Zu Frage 2: Die Bundesgesetzgebung sieht keine Ausnahmebewilligungen vor, wes-

halb der Kanton keine gewähren kann. Es müssen alternative Lösungen zur Feldla-

gerung über acht Wochen gefunden werden, bis genügend Lagervolumen auf dem 

Betrieb bereitgestellt werden kann. Dazu stehen verschiedene Möglichkeiten zur Ver-

fügung, wie Abnahme- und Zwischenlagerungsverträge oder eine Feldrandkompos-

tierung, die eine Lagerung bis zu einem Jahr erlaubt. Es besteht nach wie vor auch 

die Möglichkeit, während der Vegetationszeit Feldmieten für weitere acht Wochen zu 

verlegen. 

Zu Frage 3: Die KGSchVL konkretisiert Bestimmungen, die in der Bundesgesetzge-

bung vorgegeben sind. Deren Nichteinhaltung kann in Abhängigkeit der Schwere mit 

einer Sanktion von Direktzahlungen bis hin zu einer Verzeigung geahndet werden. 

So ist als Beispiel das Einhalten der maximalen Lagerdauer bei Feldmieten nur eine 

von zahlreichen Vorgaben, die kontrolliert werden. Eine festgestellte unkorrekte Mist-

lagerung auf dem Feld führt wie bisher in Abhängigkeit der Sorgfaltspflichtverletzung 

zu einer Sanktion der Direktzahlungen. In schweren Fällen droht eine Strafanzeige. 
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